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nhalt. 


Iſt die Vergütung, welche für die beſondere Art der Benützung 
eines Begräbnißplatzes bezahlt wird, öffentlich⸗ rechtlicher 
Natur? 

Mittheilungen aus der Praxis: 


Die Zurücklegung der Berechtigung der Beherbergung von Fremden ſeitens eines 
Gaſtwirthes kann aus Gründen der Fremdenverkehrsverhältniſſe, beziehungs⸗ 
weiſe wegen Mangels einer anderen Fremdenherberge im Orte nicht ver⸗ 
weigert werden. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


An die Vergütung, welche für die beſondere Art 
der Benützung eines Begräbnißplatzes bezahlt wird, 
öffentlich-rechtlicher Natur? 


Dieſe Frage wird in einem in der „Zeitſchrift für badiſche Ver⸗ 
waltung und Verwaltungsrechtspflege“ enthaltenen Falle erörtert, den 
wir im Nachſtehenden mittheilen: 

Die Kirchſpielsgemeinde Lenzkirch faßte laut Protokoll vom 
17. Jänner 1869 einen Beſchluß, wonach „auf dem Kirchhoſe zu 
Lenzkirch Freiplätze an die Pfarrangehörigen gegen Bezahlung von einem 
Gulden für den Quadratfuß abgegeben werden ſollen. Die Giltigkeit 
eines ſolchen Ankauſs ſoll jedoch nur fo lange dauern, bis es ſeiner⸗ 
zeit auf dem Gottesacker an Raum gebrechen ſollte.“ Auf Grund 
dieſes Beſchluſſes wurde dem Roman Kohler auf Verlangen am 20. Oc⸗ 
tober 1870 zur Beerdigung feines Vaters auf dem Friedhofe zu Lenz⸗ 
kirch ein 25 Quadratfuß umſaſſender Platz außer der Reihe zunächſt 
am Wege des Friedhofs eingeräumt. 

Auf Zahlungsweigerung erhob die Kirchſpielgemeinde unter dem 
4. Juli 1874 gegen Roman Kohler Civilklage auf Bezahlung von 
25 fl. für die Ueberlaſſung des fraglichen Platzes bei dem Großherz. 
Amtsgericht Neuſtadt, welches auf gepflogene Verhandlung mit Urtheil 
vom 29. September 1874 erkannte: die Klage findet vor dem bürger⸗ 
lichen Richter nicht ſtatt und es hat klagender Theil die Koſten des 
Verfahrens zu tragen. Die von der Klägerin hiergegen ausgeführte 
Appellation wurde bei nicht vorhandener Appellationsſumme darauf geſtützt, 
daß eine Ladungsverſagung vorliege. Der Appellationsſenat des Großh. 
Kreis⸗ und Hofgerichts Freiburg theilte jedoch dieſe Anſicht nicht, weß⸗ 
halb die Appellation des klagenden Theils durch Urtheil vom 17. De⸗ 
cember 1874 als unſtatthaft verworfen wurde unter Verfällung desſelben 
in die Koſten der zweiten Inſtanz. 
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Da hiedurch das Verfahren vor dem bürgerlichen Richter erſchöpft 
war, jo erhob der von der Kirchſpielgemeinde Lenzkirch auſgeſtellte 
Proceßausſchuß unter dem 1. Jänner 1875 gegen Roman Kohler ver⸗ 
waltungsgerichtliche Klage bei dem Bezirksamte Neuſtadt unter Berufung 
auf die oben angeführten Thatſachen mit der Behauptung, daß die 
Verwaltungsgerichte zur Entſcheidung des vorliegenden Streites zuſtändig 
ſeien und mit dem Begehren, den Beklagten zur Zahlung von 25 fl. 
zu verurtheilen. Beklagterſeits wurde die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
gerichte in deren Ermeſſen geſtellt. Durch Erkenntniß des Bezirksrathes 
Neuſtadt vom 6. März 1875 wurde der Beklagte für ſchuldig erklärt, 
die eingeklagte Forderung von 25 fl. = 42 M. 86 Pf. an die kläge⸗ 
riſche Kirchſpielsverrechnung zu bezahlen und die Koſten des Rechtsſtreites 
zu tragen. 

Auf von dem Beklagten ergriffenen Recurs wurde die erſtinſtanz⸗ 
liche Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 8. Juni 1875, 
Nr. 409, als unzuſtändig erlaſſen aufgehoben und ausgeſprochen: Die 
Klage findet vor den Verwaltungsgerichten nicht ſtatt; die Gerichtskoſten 
beider Rechtszüge werden niedergeſchlagen; die Koſten der Parteien 
wettgeſchlagen. 

Bezüglich der Frage der Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte 
ah ſich innerhalb des Verwaltungsgerichtshofes zwei Anfichten geltend 
gemacht. 

Die Majorität des Collegiums ging von der Anſchauung aus, 
daß hier überall keinerlei öffentlich⸗rechtliches, ſondern ein privatrecht⸗ 
liches Verhältniß vorliege, weßhalb die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
gerichte nicht als begründet erſcheine, während die Minorität die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Verwaltungsgerichte für begründet hielt. 

Die Entſcheidungsgründe zu dem Erkenntniß des Gerichtshofes 
lauten im Weſentlichen folgendermaßen: 

„„Wenn auch die Parteien die Zuftändigkeit der Verwaltungsgerichte 
nicht ausdrücklich beſtritten haben, ſo mußte der Gerichtshof doch gemäß 
§ 67 der Verf.⸗Verordg. von Amtswegen prüfen, ob der erhobene 
Anſpruch in der That ein öffentlich- rechtlicher iſt, und ob demnach die 
Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte als begründet erſcheint. 

Anerkanntermaßen iſt der Begräbnißplatz eine Gemeindeanſtalt, zu 
deren Unterhaltung die Gemeinde öffentlich⸗rechtlich verpflichtet und zu 
deren Benützung der Einzelne geſetzlich verbunden iſt. Inſoweit es ſich 
um die durch das Geſetz gebotene regelmäßige Benützung dieſer Gemeinde⸗ 
anſtalt handelt, ſind die hieraus für die Gemeinde oder die Einzelnen 
erwachſenden Rechte und Verbindlichkeiten unzweifelhaft öffentlich⸗rechtli⸗ 
cher Natur. Anders geſtaltet ſich das Verhältniß, wenn die Gemeinde 
dem Einzelnen eine Benützung des Begräbnißplatzes geſtattet, welche die 
Grenze des öffentlichen Zweckes überſteigt und nur dem perſönlichen 
Intereſſe des Einzelnen zu dienen geeignet ift, wie dies z. B. bei der 
Zuweiſung eines Grabes außer der Reihe ſtattfindet. 

Zweifellos iſt die Gemeinde berechtigt, dem Einzelnen auf ſein 
Verlangen an dem Begräbnißplatz, wie an jeder andern Gemeinde⸗ 
anſtalt eine beſondere Art der Benützung einzuräumen und dafür ein von 


ihr zu beſtimmendes Entgelt zu erheben. Verlangt der Einzelne eine 
derartige Benützung und gewährt die Gemeinde dieſelbe, ſo erwirbt der 
Erſtere dadurch einen beſonderen Vortheil, der ihm einſeitig nicht 
wieder entzogen werden kann. Grundlage des zwiſchen der Gemeinde 
und dem Einzelnen hiedurch entſtehenden Verhältniſſes iſt aber in die⸗ 
ſem Falle nicht das Geſetz, ſondern die zwiſchen Beiden getroffene Ver⸗ 
einbarung. Zur Bezahlung des feſtgeſetzten Entgelts iſt der Einzelne 
nicht in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied der Gemeinde, ſondern kraft 
der zwiſchen ihm und der Gemeinde ſtattgehabten Uebereinkunft ver⸗ 
pflichtet. Es liegt alſo überall kein öffentlich⸗rechtliches, ſondern ein 
privatrechtliches Verhältniß vor. 

Daß es ſich im vorliegenden Falle um ein ſolches privatrechtliches 
Verhältniß handelt, kann nach dem Inhalt des erwähnten Beſchluſſes 
keinem Zweiſel unterliegen. Nach dem Wortlaut des Protokolles vom 
17. Jänner 1869 ſollen auf dem Kirchhofe zu Lenzkirch Freiplätze an 
die Pfarrangehörigen gegen Bezahlung von einem Gulden für den 
Quadratfuß abgegeben werden. Die Giltigkeit eines ſolchen Ankaufs ſoll 
jedoch nur ſo lange dauern, bis es ſeinerzeit auf dem Gottesacker an 
Raum gebrechen ſollte. Aus dieſer Faſſung geht deutlich hervor, daß 
es die Abſicht der Vertreter der Kirchſpielsgemeinde war, denjenigen 
Pfarrangehörigen, welche einen Freiplatz zur Beerdigung ihrer verſtor⸗ 
benen Angehörigen zu erhalten wünſchen, gegen Entrichtung des beſtimm⸗ 
ten Entgeltes einen beſonderen Vortheil in der Benützung der Begräb⸗ 
nißſtätte einzuräumen, der ihnen, ſo lange es auf dem Begräbnißplatze 
nicht an Raum gebricht, nicht wieder entzogen werden kann. 

Das Rechtsverhältniß, aus welchem der klägeriſche Anſpruch ab⸗ 
geleitet wird, iſt ſomit nicht geeignet, die Grundlage zu einem ver⸗ 
waltungsgerichtlichen Streit zu bilden. Streitigkeiten über Rechte, die 
einen privatrechtlichen Entſtehungsgrund haben, gehören zur Zuſtändig⸗ 
keit der bürgerlichen Gerichte, nicht der Verwaltungsgerichte, denen nur 
die Entſcheidung in gewiſſen Streitigkeiten des öffentlichen Rechts über⸗ 
tragen iſt. Da hienach die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte nicht 
als begründet erſcheint, ſo mußte die bezirksräthliche Entſcheidung auf⸗ 
gehoben und wie geſchehen erkannt werden.“ 

Die Minorität dagegen ging von folgenden Erwägungen aus: 

„Die Vergütungen, welche unter dem Namen von Gebühren, 
Taxen u. ſ. w. für die Benützung einer Gemeindeanlage und für ähn⸗ 
liche Leiſtungen an die Gemeinde bezahlt werden müſſen, ſind allerdings 
nicht immer öffentlich⸗rechtlicher Natur. Handelt es ſich um Leiſtungen, 
welche von der Gemeinde in ihrer Eigenſchaft als öffentliches Organ 
und kraft ihrer behördlichen Autorität gemacht worden ſind, ſo liegt 
ein öffentliches Rechtsverhältniß zu Grunde. Hat dagegen die Gemeinde 
nur in ihrer Eigenſchaft als privatrechtliche Corporation geleiſtet, ſo 
liegt ein privates Rechtsverhältniß zu Grunde. Im erſten Fall erſcheint 
der Empfänger der Leiſtung als der Gemeinde zugehörig und ihrer 
Competenz unterworfen; im zweiten Fall erſcheint er als Dritter und 
ſtehen ſich beide Theile als unabhängige Privatperſonen gegenüber. Man 
kann in Fällen der erſteren Art kurzweg von Gemeindezwecken, in 
Fällen der letzteren Art von Privatzwecken ſprechen. 

Als Gemeindezwecke erſcheinen alle und nur diejenigen Aufgaben, 
welche von der Gemeinde entweder kraft einer geſetzlichen Auflage 
(obligatoriſch) oder kraft einer geſetzlichen Geſtattung (facultativ) officiel 
beſorgt werden. Inſoweit es ſich um Aufgaben handelt, deren in die 
Handnahme geſetzlich dem Belieben der Gemeinde anheimgegeben iſt, 
kann es hienach vorkommen, daß ein und dasſelbe Verhältniß in einer 
Gemeinde dem Gebiete des öffentlichen Rechts, in einer andern Gemeinde 
dagegen dem Gebiete des Privatrechts angehört, je nachdem dieſelbe 
Aufgabe dort von dem Gemeindeverband als ſolchen officiell oder hier 
von der Gemeinde als privatrechtlicher Corporation in die Hand genom⸗ 
men iſt. Es iſt dies vielleicht eine Beſonderheit des badiſchen Gemeinde⸗ 
rechts; aber fie findet ihre geſetzliche Begründung in § 97 der Gem. ⸗ 
Ord., wornach die Gemeinde nicht blos Zwecke der Gemarkungsgenoſſen⸗ 
ſchaft in ihrer Geſammtheit und Zwecke des Gemeindebürgervereines 
verfolgen, ſondern auch Veranſtaltungen, welche die Abwendung beſon⸗ 
derer Nachtheile oder die Erreichung beſonderer Vortheile einzelner 
Einwohner oder Beſitzer, oder einzelner Claſſen von Einwohnern und 
Beſitzern beabſichtigen, mit der Wirkung treffen kann, daß die Bethei⸗ 
ligten zu (gemeinderechtlichen) Beiträgen für die bezüglichen Ausgaben 
nach einem beſonderen Maßſtab herangezogen werden.) Mit anderen 


*) Dasſelbe laſſen auch die öſterr. Gemeindeordnungen (Beſtimmungen des 
V. Hauptſtückes derſelben) zu. D. R. 
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Worten, die Gemeinde kann unter Umſtänden Angelegenheiten, welche 
und obgleich ſie ihrer Natur nach lediglich Privatangelegenheiten Ein⸗ 
zelner ſind, als Gemeindezwecke erklären und behandeln. Die Haltung 
des Faſelviehs z. B. kann in einer Gemeinde als Sache der Gemar⸗ 
kungsgenoſſenſchaſt in ihrer Geſammtheit, in einer andern als Sociallaſt 
behandelt werden; in beiden Fällen ſind die Rechtsverhältniſſe gegen⸗ 
über den Betheiligten und insbeſondere deren Gegenleiſtungen in Form 
von Socialbeiträgen, Sprunggeldern u. dgl. öffentlich⸗rechtlicher Natur. 
Es würde aber auch nichts entgegenſtehen, daß eine Gemeinde das 
Faſelvieh, wenn ſie nach ihren Verhältniſſen nicht geſetzlich zur Haltung 
desſelben gezwungen iſt, in der Form einer von ihr betriebenen Privat⸗ 
unternehmung hält. in welchem Falle die Vergütung der Benützung der 
Anſtalt rein privatrechtlicher Natur wäre. — In ähnlicher Weiſe können 
die Gemeindeanſtalten für Waſſer⸗ und Gasverſorgung verſchieden orga⸗ 
niſirt ſein. 

Die Sorge für die Begräbnißſtätten iſt durch das Gefetz zu einer 
officiellen Aufgabe des Gemeindeverbands erklärt worden. Die Gemein⸗ 
den können innerhalb der von der Staatsbehörde gezogenen Grenzen 
über die Art der Benützung Vorſchriften erlaſſen, welche für jeden, 
der in der Lage iſt, den Friedhof benützen zu müſſen, bindend ſind 
und deren Befolgung ſogar durch das Strafgeſetz geſichert iſt. $ 96 des 
Bad. Polizeiſtrafgeſetzes. — Den Gemeinden iſt von der Staatsbehörde 
zur Pflicht gemacht, ein Begräbniß der Regel nach nur in der Reihe 
geſchehen zu laſſen; ſie ſind befugt, hievon unter beſonderen Umſtänden 
eine Ausnahme zu geſtatten; in einem ſolchen Fall ſind ſie angehalten, 
eine Taxe zu erheben, deren Betrag von dem Bezirksamt zu genehmigen 
iſt (8 10 der Verord. vom 6. November 1838). Wenn die Gemeinde 
auf Anſuchen eine derartige Ausnahme geſtattet, ſo geht ſie mit dem 
Anſuchenden keineswegs ein Rechtsgeſchäft ein, aus welchem private 
Rechte und Verbindlichkeiten entſpringen, ſondern ſie trifft lediglich eine 
polizeiliche Anordnung, deren Folgen ſich der Andere zu ſügen hat, 
falls er nicht vorzieht, ſich nach der Regel behandeln zu laſſen. Das 
ganze Rechtsverhältniß iſt daher durchaus öffentlicher Natur. 


Dem Verſuche, in einem ſolchen Falle ein civilrechtliches Ver⸗ 
tragsverhältniß zu conſtruiren, ſtehen übrigens auch die ſchwerſten civil⸗ 
rechtlichen Bedenken entgegen. Nach L. R. S. 1128 können nur Sachen, 
die dem Rechtsverkehr überlaſſen ſind, Vertragsgegenſtand werden. Nun 
ſind allerdings die Begräbnißſtätten nicht in allen Beziehungen vom 
Rechtsverkehr ausgeſchloſſen; es kann z. B. das Gras von denſelben 
verkauft werden; es kann ein rechtsgiltiger Vertrag über das ganze 
Gelände abgeſchloſſen werden, vorausgeſetzt, daß derſelbe erſt zur Wirk⸗ 
ſamkeit gelangt, wenn das Gelände aufgehört hat, als Begräbnißſtätte 
zu dienen. Allein im vorliegenden Fall handelt es ſich gerade um die 
Benützung des Geländes während der Zeit, in welcher dasſelbe zur 
Begräbnißſtätte dient, in welcher es alſo unter dem Banne polizeilicher 
Aufſicht und Anordnung ſteht und in dieſer Beziehung muß ſtcherlich 
der betreffende Platz als außer dem Rechtsverkehr befindlich betrachtet 
werden. 

Iſt aber das vorliegende Rechtsverhältniß ein öffentlich rechtliches, 
ſo ſind es auch die Folgen desſelben und namentlich die Gebühren 
und Taxen, welche in ihm ihren Grund haben. Alle (öffentlich recht⸗ 
lichen) Beiträge zu den Gemeindeausgaben ſind unter die Gemeinde⸗ 
ſteuern im weiteren Sinne des Wortes zu zählen. Die fragliche Taxe 
läßt ſich übrigens ohne Schwierigkeit auf dem $ 97 der Gem.⸗Ord. 
zurückführen. Durch die Einräumung eines Begräbnißplatzes außer der 
Reihe und mit der Zuſicherung, denſelben für eine beſtimmte Zeit 
unangetaſtet zu laſſen, wird dem Einzelnen ein beſonderer Vortheil 
gewährt, welcher die Gemeinde unter Umſtänden mehr belaſtet und 
wofür ein beſonderer Beitrag erhoben wird. 

Die Vertreter der Kirchſpielsgemeinde Lenzkirch haben unter dem 
17. Jänner 1869 beſchloſſen, die Taxe für „Freiplätze“ auf dem 
Kirchhof, welche ſeither 6 kr. für den Quadratſchuh betrug, auf 1 fl. 
zu erhöhen. 

Es kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß mit dieſem Beſchluß 
lediglich die in 5 10 der Verordnung vom 6. November 1838 vorge⸗ 
ſchriebene Taxe anderweit feſtgeſetzt werden ſollte, daß alſo eine 
Beſtimmung einer örtlichen Friedhofordnung vorliegt. Ob zu der Er⸗ 
höhung der Taxe amtliche Genehmigung nothwendig war und ertheilt 
wurde, oder ob ſie als ertheilt zu betrachten ſei, kommt vorläufig, ſo 
lange nur die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte beſtritten iſt, nicht 


in Frage. Die Zuſtändigkeit ſcheint durch die vorſtehenden Ausführungen 
unzweifelhaft begründet zu fein, § 3, Ziff. 3 des Verw.⸗Geſ.“ 

Auf Eröffnung des oben erwähnten Erkenntniſſes des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes vom 8. Juni 1875 trug der Vertreter der Klägerin vor, 
daß hiernach ein negativer Competenzconflict vorliege, indem ſowohl das 
Civil⸗ als Verwaltungsgericht feine Zuſtändigkeit ablehne; er bat deshalb, 
ſämmtliche Acten dem Gr. Staatsminiſterium vorzulegen, an welches 
er den Antrag ſtellte, zu beſchließen: Es ſei das Erkenntniß des Gr. 
Verwaltungsgerichtshofes vom 8. Juni 1875, eventuell es ſei das Er⸗ 
kenntniß des Gr. Amtsgerichtes Neuſtadt vom 29. September 1874 
unter Verfällung des in der Hauptſache unterliegenden Theils in die 
Koſten aufzuheben. 

Auf dieſen Antrag erklärte der Vertreter des Beklagten, der 
letztere habe am 7. Juli 1875 die eingeklagte Forderung an den 
Kirchſpielsverrechner bezahlt, unter Verwahrung gegen die Koſten, welche 
bei dem bürgerlichen Richter und Verwaltungsrichter entſtanden ſeien; 
hiermit ſei die Angelegenheit erledigt, weshalb er an das Gr. Staats⸗ 
miniſterium die Bitte richte, zu beſchließen, die Sache ſei als durch 
Zahlung erledigt zu betrachten und es habe bezüglich des Koſtenpunktes 
lediglich bei den Beſtimmungen der bisherigen Erkenntniſſe zu verbleiben; 
eventuell: die Klägerin habe, da eine poſitive Entſcheidung des bürger⸗ 
lichen Richters, nämlich des Appellationsſenats vorliege, welcher nach 
den Entſcheidungsgründen zu dem Urtheil vom 17. December 1874 in 
der Sache ſelbſt erkannt habe, die Koſten des gegenwärtigen Verfahrens 
zu tragen. 

Nachdem der klägeriſche Anwalt in ſeiner Erwiderung darauf 
hingewieſen hatte, daß hiermit der Competenzconflict noch nicht ent⸗ 
ſchieden ſei und die Klägerin ſchon wegen künftiger Fälle auf Erledigung 
durch die höchſte Staatsſtelle beſtehen müſſe und jedenfalls hinſichtlich 
des Koſtenpunktes Entſcheidung verlange, wurden die Acten dem Gr. 
miniſterium vorgelegt. 

In der Sitzung des Gr. Staatsminiſteriums vom 19. Februar 
1876 wurde hierauf unter Beizug des Obergerichtskanz lers und zweier 
Kreis⸗ und Oberhofgerichtspräſidenten beſchloſſen: 

„Es ſei das Urtheil des Großherzoglichen Amtsgerichtes Neuſtadt 
vom 29. September 1874 aufzuheben und das bürgerliche Gericht zur 
Entſcheidung über die vorliegende Streitſache für zuſtändig zu erklären. 
Die durch dieſes Verſahren entſtandenen Koſten hat der in der Haupt⸗ 
ſache unterliegende Theil zu tragen. Die Entſcheidungsgründe lauten: 

In Erwägung, daß die Kirchſpielsgemeinde Lenzkirch unter der 
Behauptung, es ſei dem Beklagten auf ſein Verlangen ein bevor⸗ 
zugter Platz zur Beerdigung ſeines Vaters auf dem dortigen Friedhofe 
eingeräumt worden, bei dem Gr. Amtsgericht Neuſtadt auf Bezahlung 
der durch Gemeindebeſchluß vom 17. Jänner 1869 feſtgeſetzten Ver⸗ 
gütung geklagt, jenes Gericht aber die Entſcheidung mit Urtheil vom 
29. September 1874 wegen angeblicher Unzuſtändigkeit der bürger⸗ 
lichen Gerichte rechtskräftig abgelehnt hat; 8 

in Erwägung, daß auf die hierauf bei den Verwaltungs⸗ 
gerichten erneuerte Klage der Gr. Verwaltungsgerichtshof in letzter 
Inſtanz erkennend, ſeinerſeits die Verwaltungsgerichte für unzuſtändig 
erklärte und deshalb über die Zuſtändigkeit zur Entſcheidung über die 
erhobene Klage ein Widerſtreit der bürgerlichen und der Verwaltungs⸗ 
gerichte vorliegt, welcher auf Anſuchen des klagenden Theils nach 
8 38, e der Beilage F zum Organiſations⸗Edict vom 26. Novem 
ber 1809 ſeine Löſung durch die oberſte Staatsbehörde finden muß, da 
durch die ſeither erfolgte Zahlung der Streit nicht in allen Beziehungen 
‚erledigt iſt; i 

in Erwägung, daß die Anſicht des Gr. Verwaltungsgerichthofes 
als begründet erſcheint, weil der Anſpruch der Klägerin weder vermöge 
einer ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmung, noch wegen ſeines Gegen⸗ 
ſtandes und des behaupteten Rechtsgrundes dem öffentlichen Recht angehört, 
vielmehr als privatrechtliche Forderung ſich darſtellt; 

in Erwägung nämlich, daß jener Anſpruch weder nach $ 97 
der Gem.⸗Ord. als Gemeindeſteuer, noch darum als ein auf öffentlichem 
Recht beruhender zu betrachten iſt, weil der Friedhof eine zum öffent⸗ 
lichen Nutzen beſtimmte Gemeindeanſtalt iſt, indem der Beklagte diejenige 
Leiſtung, für welche eine Vergütung von ihm gefordert wird, nicht 
kraſt öffentlichen Rechts begehren, ſondern nach $ 10 der Verordnung 
des Gr. Miniſteriums des Innern vom 6. November 1838, bezw. 
der ehemaligen Regierung des Seekreiſes vom 18. December 1838 
und nach Inhalt des erwähnten Gemeindebeſchluſſes nur durch freiwillige 
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Gewährung der Eigenthümerin des Friedhofes erlangen konnte, und 
darum ein Beitrag zu einer gemeinnützigen Unternehmung im Sinne 
von Ziffer 8 c der Beilage D zum Organiſations⸗Edict vom 26. Novem⸗ 
ber 1809 nicht in Frage ſteht; 

in Erwägung, daß vielmehr die Begründung des behaupteten 
Anſpruchs einerſeits in der Bewilligung eines beſtimmten Gebrauchs⸗ 
oder Benützungsrechtes an dem der Gemeinde gehörigen, wenn auch 
polizeilicher Aufſicht und Regelung unterliegenden Friedhofe, anderſeits 
in der unterſtellten ſtillſchweigenden Zuſage der hiefür fortgeſetzten 
Vergütung, mithin in einem privatrechtlichen Vertragverhältniß beſteht; 

in Erwägung, daß dieſer rechtlichen Auffaſſung nicht entgegen⸗ 
ſtehen würde, wenn man die Friedhöfe und insbeſondere die zu Grab⸗ 
Hätten noch nicht benützten Plätze als dem Rechtsverkehr entzogene Sachen 
betrachten dürfte, weil auch an den nur wegen ihrer Beſtimmung vom 
Verkehr ausgeſchloſſenen Sachen Gebrauchsrechte, welche mit dieſer 
Beſtimmung nicht im Widerſpruche ſtehen, durch Vertrag eingeräumt 
und erworben werden können. 

Aus dieſen Gründen wurde wie geſchehen erkannt.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Zurücklegung der Berechtigung der Beherbergung von Fremden 

ſeitens eines Gaſtwirthes kann aus Gründen der Fremdenver⸗ 

kehrsverhältniſſe, beziehungsweiſe wegen Mangels einer anderen 
Fremdenherberge im Orte nicht verweigert werden. 


Julius K., Gaſtwirth in M., hat mit der Eingabe vom 
3. Jänner 1878 beim Gemeindeamte M. angezeigt, daß er vom 
4. Jänner l. J. angefangen auf die Conceſſion zur Beherbergung von 
Fremden in ſeinem Gaſthauſe Conſc.⸗Nr. 1 verzichte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft A. hat über dieſe ihr vom Gemeinde⸗ 
vorſtande M. in Vorlage gebrachte Anzeige nach Einvernehmung der 
Gemeindevorſtehung unterm 16. Jänner 1878, 3. 378, dem Julius 
K. bedeutet, daß ſie nicht in der Lage ſei, die Erklärung vom: 
3. Jänner 1878, betreffend die Niederlegung der Berechtigung zur. 
Fremdenbeherbergung zu genehmigen, nachdem die in der Gemeinde M. 
beſtehenden Fremdenverkehrs⸗Verhältniſſe den Beſtand einer Fremden⸗ 
herberge unbedingt erfordern. Julius K. wurde aufgefordert, nach wie 
vor Fremde, welche um die Nachtherberge anſuchen, dem Ortsgebrauche 
gemäß zu beherbergen und das Fremdenbuch ohne Widerrede weiter 
zu führen. 

In dem gegen dieſes Erkenntniß eingebrachten Recurſe führt 
Julius K. an, daß im § 28 der Gew.⸗Ord. die Berechtigungen angeführt 
find, welche bei Verleihungen von Schankconceſſionen verliehen werden. 
können, daß der Bewerber wohl berechtiget iſt, alle darin bezeichneten 
Gattungen zu begehren, keineswegs aber die Verpflichtung beſtehe, daß 
jeder Gaſthausbeſitzer alle Berechtigungen oder einzelne derſelben ausüben 
müſſe, vielmehr es jedem Berechtigten freiftehe, ein oder das andere 
der im § 28 bezeichneten Rechte, oder alle zuſammen auszuüben. Wo, 
alſo nur von Rechten und nicht von Pflichten die Rede ſei, ſei es 
zuläſſig, daß Recurrent auf das Recht der Fremdenbeherbergung ver⸗ 
zichten könne. Es wäre eine Schmälerung der ſtaatsbürgerlichen Rechte, 
wenn dem Recurrenten der Verzicht auf eine Berechtigung unterſagt 
werden wollte, wo ihm eine Pflicht nicht obliegt. Es möge richtig fein, 
daß in M. die Verkehrsverhältniſſe eine Fremdenherberge erfordern, 
in dem Falle aber, da Recurrent auf das Recht zur Fremdenbeherbergung 
verzichtet, die übrigen Wirthe ein ſolches aber nicht anſtreben, müſſe 
es ſo gehalten werden, als ob in M. überhaupt nie eine Fremden⸗ 
herberge beſtanden hätte. 

Die Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 3. März 1878, 
3. 12.082, jene Acten abverlangte, welche fi auf die Beherbergung 
von Fremden beziehen. Die Bezirkshauptmannſchaft A. hat den Kauf⸗ 
vertrag Nr. 1751 über das Wirthshaus Nr. 1 in M. vorgelegt, fo 
wie den Beſcheid vom 23. April 1869, Nr. 24 c. g., mit welchem 
die Anzeige des Julius K., daß er das auf ſeinem Hauſe Nr. 1 in M. 
radicirte Gaſtgewerbe, auf welchem die Verpflichtung haſtet, blos Gut 
S .. er Bier zu ſchänken, ſelbſt betreiben werde, genehmigend zur 
Kenntniß genommen wurde. 


Hierauf hat die Statthalterei mit der Entſcheidung vom 
16. April 1878, 3. 16.220, über den Recurs des Julius K. das ange⸗ 
fochtene Erkenntniß vom 16. Jänner 1878, Z. 378 aus den Motiven 
desſelben vollinhaltlich beſtätiget. a 

Das k. k. Miniſterium des Innern fand mit Entſcheidung vom 
25. Juli 1878, 3. 8648, zu erkennen, daß dem Recurſe des Julius 
K. gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 16. April 1878, 3. 16.220, 
fo weit mit derſelben unter Beſtätigung des Erkenntniſſes der . 
Bezirkshauptmannſchaft A. vom 16. Jänner 1878, Z. 378, die Er⸗ 
klärung des Julius K., betreffend die Zurücklegung der Berechtigung 
zur Fremdenbeherbergung in ſeinem Gaſthauſe Nr. 1 in M. nicht 
genehmigt wurde — Folge gegeben werde, „nachdem eine geſetzliche 
Beſtimmung nicht beſteht, nach welcher es dem Julius K. verwehrt wäre, 
ſich dieſer Berechtigung zu begeben.“ F. 


Geſetze und Berordnungen. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſter⸗ 
reich unter der Enns. 1828. 
I. Stück. Ausgeg. am 30. Jänner. 

1. Kundmachung des nied.⸗öſterr. Landesausſchuſſes vom 10. December 1877, 
8. 9530, an die nied.⸗öſterr. Schubſtationen, betreffend die Unterſtützung der mit 
Zwangspaß Abgeſchobenen. 

2. Kundmachung des nied.⸗öſterr. Landesausſchuſſes vom 22. December 1877, 
betreffend die mit Allerhöchſter Entſchließung vom 7. September 1877 genehmigte 
Aenderung der 88 4—10 des Statutes für die nied.⸗öſterr. Landesgebär⸗ und 
Findelanſtalt in Wien ). 

II. Stück. Ausgeg. am 13 März. 

3. Kundmachung des k. k. Statthalters in Niederöſterreich vom 3. März 

1878. (Vornahme der Stellung). 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 1878. 
J. Stück. Ausgeg. am 8. Jänner. 

1. Kundmachung des k. k. Hofrathes und Leiters der ob.⸗öſterr. Statt⸗ 
halterei vom 19. December 1878, Z. 12.407, betreffend die Richtigſtellung der 
neuen Textirung des § 126 der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes. 

2. Kundmachung des k. k. Hofrathes und Leiters der ob. ⸗öſterr. Statt⸗ 
halterei ddo. 21. December 1877, Z. 13.002, betreffend eine Erläuterung und 
Ergänzung des § 167, Punkt 5 der Inſtruction zur Ausführung des Wehrgeſetzes. 

II. Stück. Ausgeg. am 9. Jänner. 

3. Kundmachung der k. k. ob.⸗öſterr. Statthalterei vom 20. December 1877, 
Z. 12.262, betreffend die Aufhebung des Verbots der Verwendung von Hunden 
zum Ziehen von Laſten. 

4. Kundmachung der k. k. ob.⸗öſterr. Statthalterei vom 2. Jänner 1878, 
Z. 13.366, betreffend die Conſtituirung der altkatholiſchen Cultusgemeinde in Ried. 

III. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. 

5. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich ob 
der Enns vom 2. Jänner 1878, Z. 13.138, betreffend die Auflaſſung der Handels⸗ 
mittelſchule des Karl Porges in Wien. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich ddo. 1. Februar 
1878, Z. 11.749, mit welcher Maßregeln zur Hintanhaltung von Unglücksfällen 
durch die Ueberlaſtung der Ueberfuhrsſahrzeuge getroffen werden. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 1878. 
J. Stück. Ausgeg. am 4. Februar. 


1. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 28. Jänner 
1878, Nr. 351, betreffend die Beſtellung eigener Fachbeſchauorgane im Intereſſe 
der raſchen Entdeckung und Unterdrückung von Viehſeuchen und des ungeſtörten 
Fortganges des Viehhandels. 
II. Stück. Ausgeg. am 6. Februar. 


2. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 31. Jänner 


1878, Z. 498, betreffend die Activirung des k. k. Aichamtes (Faßaichſtelle) in 
Mitterſill. 


) L. G. Bl. Nr. 36 des Jahrganges 1870. 
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II. Stück. Ausgeg. am 6. März. 


3. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg ddo. 1. März 


1878, Nr. 934, betreffend die Durchführung der regelmäßigen Rekrutenſtellung 
für das Jahr 1878. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum St eier⸗ 
mark. 1828. 


J. Stück. Ausgeg. am 27. Februar. 


1. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 22. Februar 1878, mit 


welcher der Reiſe⸗ und Geſchäftsplan für die periodiſche Stellung des Jahres 1878 
verlautbart wird. 


II. Stück. Ausgeg. am 28. Februar. 


2. Verordnung der k. k. Finanz⸗Landesdirection in Graz vom 23. December 
1877, Z. 13.049, betreffend die Steuer⸗ und Gemeinde⸗Zuſchlagsvergütung für 
das aus Graz ausgeſührte Bier. 

3. Geſetz vom 1. Jänner 1878, wirkſam für das Herzogthum Steiermark, 
wodurch das Geſetz vom 16. October 1869 (L.⸗G. und V.⸗Bl. Nr. 46) über 
Eiſenbahn⸗ und Zufahrtsſtraßen abgeändert wird. 


— . — — — 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthalter im Herzogthum Steiermark, Guido 
Freih. Kübeck v. Kübau das Großkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Landeshauptmanne in Steiermark, Dr. Moriz 
Edlen v. Kaiſerfeld die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Landeshauptmannſtellvertreter in Steiermark, 


Dr. Joſef Edlen v. Neupauer das Komthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 


mit dem Sterne, dem Bürgermeiſter von Graz, Dr. Wilhelm Kienzl den Orden 
der eiſernen Krone dritter Claſſe; dem Architekten Friedrich Ritter v. Stache 
15 Sen den Titel eines Oberbaurathes verliehen, den zwei Letztgenannten mit Nachficht 
er Taxen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzobercommiſſär Guſtav Freih. v. Bu ol 
anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem a nn pern im Küſtenlande, Johann 
Juriskovié v. Hagendorf den Titel und ( harakter eines Finanzoberinſpec⸗ 
tors verliehen. j 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann in Rzeszow, Kaſimir Grafen 
Badeni die k. k. Kämmererswürde verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steuerinſpector Wilhelm Tiſcher anläßlich 
deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Ignaz Kraus in Kolin das. 
goldene Verdienstkreuz verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Eduard Neuber zum 
Finanzwach⸗Oberinſpector für den Bereich der Brünner Finanz⸗Landes direction 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Anton Strahowsky zum 
Finanzſeeretär der Brünner Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 

Statthalterei⸗Secretäysſtelle in Nieder⸗Oeſterreich in der achten Rangsclaſſe, 
bis 20. September. (Amtsbl. Nr. 206.) 

Seeretärsſtelle bei der k. k. Generaldirection der Tabakregie in Wien mit 
der achten Rangsclaſſe, bis 6. October. (Amtsbl. Nr. 210.) 

Verwaltersſtelle bei einer k. k. Tabakfabrik zweiter Kategorie mit der 
neunten Rangsclaſſe, Holzgeld und Naturalwohnung gegen Caution, bis 6. October. 
(Amtsbl. Nr. 210.) 


Im Verlage der Buchhandlung Moritz Perles in Wien, 
Bauernmarkt 11, iſt ſoeben erſchienen: 


Die Dienftboten- Ordnung für das flache Land von 
Niederöſterreich 


vom 22. Jänner 1877 (L. G. B. Nr. 6). 


Verſehen mit mehreren für den Amtsverkehr eingerichteten Formularien, 
dem Geſetzestexte und einem alphabetiſchen Sachregiſter. 


Zum Gebrauche für Gemeindevorſteher wie auch für Private. 
Vearbeitet und zuſammengeſtellt von 


Dr. Teopold Preleuthner, 
Eonceptsprakticanten der k. k. u. 5. Statthalterei. 


Preis 30 kr., mit Poſtverſendung 32 kr. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


